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D E U T S C H L A N D

„

E m i g r a n t e n

Wir vergessen nie“
Bosnische Flüchtlinge in Deutschland fürchten sich vor ihrer Rückkehr in die Heimat
Flüchtling Kolundžić, Freundin Dragana: „Ich bin fertig mit diesem Land“
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is zu den Knien steht IvoSlavica,
37, im wäßrigen Schlamm deBSchützengrabens vonOrašje, ei-

nem kleinen bosnischen Ort an d
Grenze zu Kroatien. Das Gewehr, m
dem er seitdreieinhalbJahren das Hau
seiner Familie verteidigt, hat er lock
um den Arm gehängt. Geschossenwird
nicht mehr.

Bald wird Ivos FrauVencetić, 33, die
mit den Kindern Josipa, 10, und Jos
4, wegen des Krieges vor dreiJahren
nach Berlin floh,dorthin zurückkehren
können. Selbst wenn eswenig verlok-
kendscheint,sich in dem vonGranaten
und Bombenzerstörten Ort erneutnie-
derzulassen,haben Vencetić und die
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Kinder wenigstenseine Perspektive – im
Gegensatz zuHunderttausendenande-
rer Bürgerkriegsflüchtlinge aus de
ehemaligen Jugoslawien.

Wer in diesem Krieg nicht seinHaus,
das Dorf, dieStadt verteidigt hat, wer
sich insAuslandrettete, dergilt heute in
der altenHeimat als Verräter, der s
ein Feigling. Vor allem bosnische Mä
ner sind unerwünscht. „Wernicht da
war im Krieg“, sagen Ivo und seine Ka
meraden, „der hatsein Recht auf ein
Leben im Friedenhier verwirkt. Der
soll bleiben, wo er ist.“

Doch niemandwill die Flüchtlinge ha-
ben. Auch diewesteuropäischen Län
der, in diesichrund 800 000Ex-Jugosla-
wen retteten, möchten
die ungebetenen Gäs
nach dem Vertrags
schluß vonDayton so
schnell wie möglich
loswerden. Allenvor-
an die Bundesrepu
blik, die mit 400 000
Menschenweltweit die
meisten Flüchtlinge
aus Bosnien, Kroatie
und Restjugoslawie
vorübergehendaufge-
nommen hat.

Michael Glos, Vor-
sitzender der CSU
Landesgruppe im Bun
destag, fordert bereit
deren „zügige Rück-
führung“, obwohl der
bundesweite, von
Bonn und den Län
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dernbeschlosseneAbschiebestopp noc
bis März 1996gilt. „Die entwurzelten
Bürgerkriegsflüchtlinge sollten inihre
heimatnahe Umgebung zurückkehren
meint auch VerteidigungsministerVol-
ker Rühe (CDU): Die Menschenwür-
den in ihrerHeimat für denWiederauf-
bau dringend gebraucht.

Viele Experten der inBosnien tätigen
Hilfsorganisationen sehen daszwar ähn-
lich. Aber siewarnen davor, die Flücht-
linge, vor allem Frauen und Kinder
heimzuschicken, solange es imLand
noch am Nötigsten fehlt – vonWohnun-
gen bis zu Strom und Wasser.

Das Mitgefühl für die Kriegsflüchtlin
ge drohtderweil freilich umzuschlagen
„Wenn Rühe und Konsortennoch drei-
mal sagen, daß sofortalle zurückmüs
sen, brenntHeiligabend das erstebosni-
sche Flüchtlingsheim,weil die Bewoh-
ner noch immernicht zu Hausesind in
ihrem angeblich so schönenLand“, em-
pören sich Sozialarbeiter wie Ulrich
Zuper, Leiter der Flüchtlingshilfe der
Hamburger Arbeiterwohlfahrt.

Aus schutzwürdigen Opfern werden
vermeintliche Schmarotzer, die womö
lich länger bleiben könnten alsunbe-
dingt notwendig. Dabei arbeitet ein
Großteil der Flüchtlinge, sofern sie dür
fen, in Jobs, die Deutschenicht haben
wollen odernicht erledigen können.

Amira Kabil, 26, Dolmetscherin au
Tuzla, lebtseit überdrei Jahren in Ham
burg und arbeitet bei der Arbeiterwoh
Ab April 1996
verlieren die Bürgerkriegsflüchtlinge
aus dem ehemaligen Jugoslawien ihr
Aufenthaltsrecht in Deutschland. Das
haben die Innenminister am vergange-
nen Freitag bei ihrer Konferenz in Er-
furt beschlossen. „Wir sehen die Bür-
gerkriegssituation in Bosnien-Herze-
gowina mit der Unterzeichnung des
Friedensvertrages als beendet an“, be-
gründeten die IMK-Teilnehmer ihre
Entscheidung, den Abschiebestopp
nicht weiter zu verlängern. Über die
Details der „gestaffelten Rückführung“
– etwa welche Personengruppen aus
welchen Regionen zuerst gehen müs-
sen – wollen die Minister am 26. Janu-
ar in Bonn verhandeln.
Die Bundesrepublik ist das erste Land,
das den Status der Duldung für Kriegs-
flüchtlinge aus Ex-Jugoslawien aufhe-
ben will. „Wir sind nicht glücklich über
diesen Alleingang“, kritisierte Stefan
Telöken vom Uno-Flüchtlingskommis-
sariat in Bonn den Beschluß: „Die
Rückkehr sollte koordiniert mit allen
Aufnahmeländern stattfinden.“ Men-
schenrechtsorganisationen wie Pro
Asyl und die Gesellschaft für bedrohte
Völker haben gegen die Entscheidung
der Innenminister protestiert.


